
Im Einsatz für Familien: Dr. Eli-
sabeth Müller, Bundesvorsitzende
des Verbandes kinderreicher Fa-
milien, ist es ein Herzensanliegen,
den Wert der Familie, besonders
der Großfamilie, in der deutschen
Gesellschaft wieder in den Vor-
dergrund zu stellen. Foto: KRFD

Bundesvorsitzende Dr. Elisabeth Müller

„Kinderreiche Familien nicht stärker belasten“
reguläre Arbeit zu bringen. Wie
blicken Sie auf dieses Argument?

Müller: Das ist eine interessan-
te Annahme, aber gibt es belast-
bare Zahlen dazu? Das zentrale
Hindernis für Erwerbstätigkeit
bei kinderreichen Familien ist
nicht die Krankenversicherung.
Wenn politisch und gesellschaft-
lich gewollt ist, dass mehr Eltern
sehr zeitnah nach der Geburt ar-
beiten, müssen wir fragen: Wie
vereinbar ist Vollzeitarbeit mit
drei, vier oder fünf Kindern oder
mit zu pflegenden Familienmit-
gliedern überhaupt? Wo und wie
bezahlbar sind die Betreuungs-
plätze? Und ist es nicht eigentlich
die ureigene Entscheidung der
Familien, wer sich wann wie um
die Kinder beziehungsweise um
Pflege kümmert?

Prozent sind es bei 4000 Euro
brutto circa 100 Euro pro Monat.
112,50 Euro bei 4500 Euro brutto
und 125 Euro bei 5000 Euro brut-
to. Das hört sich im ersten Mo-
ment vielleicht nach gar nicht so-
viel an. Für eine große Familie je-
doch ist das nicht trivial, gerade
angesichts der inflationären Kos-
ten. Wenn etwas bei drei Kindern
teurer wird, wird es eben gleich
auf einmal drei Mal teurer. Für
Familien macht das also schon
was aus. Das Einkommen bleibt
gleich, aber mit steigender An-
zahl der Familienmitglieder sinkt
auch das verfügbare Einkommen
pro Kopf.

„Die Glocke“: Ökonomen und
Politiker betrachten das Aus für
die beitragsfreie Mitversicherung
als Hebel, um mehr Menschen in

also auch Familien mit mehreren
Kindern, einen Sparbeitrag leis-
ten?

Müller: Gegenfrage: Leisten
Familien nicht schon mit der Ge-
burt eines Kindes ihren „Sparbei-
trag“? Und das jeden Tag? Sie fi-
nanzieren mit Zeit, Verzicht und
enormer persönlicher Verantwor-
tung die Zukunft unseres Landes.
Gerade kinderreiche Familien zu-
sätzlich zu belasten, empfänden
wir politisch als sehr problema-
tisch. Für viele Familien geht das
ans Mark ihrer Existenz.

„Die Glocke“: Welche Kosten
müssten Familien in etwa zusätz-
lich stemmen, wenn die kosten-
freie Mitversicherung des nicht
berufstätigen Ehegatten wegfal-
len würde?

Müller: Bei den geplanten 2,5

setzlichen Krankenversicherung
massiv einzuschränken. Ehepart-
ner sollen nur noch so lange bei-
tragsfrei bleiben, wie sie Kinder
unter sieben Jahren betreuen. Was
halten Sie davon?

Dr. Müller: Das wäre aus unse-
rer Sicht ein falsches Signal, vor
allem würden es Familien mit drei
und mehr Kindern sehr zu spüren
bekommen. Viele Familien orga-
nisieren Erwerbsarbeit und Sor-
gearbeit ohnehin am Limit. Wenn
die Politik bisherige zentrale fa-
milienpolitische Verlässlichkeiten
infrage stellt, wird das Vertrauen
der Eltern zerstört. Die ohnehin
fehlende Planbarkeit für Eltern
wird zudem massiv verstärkt.

„Die Glocke“: Aber müssten
angesichts der angespannten
Kassenlage nicht alle Gruppen,

Von RALF OSTERMANN

Mönchengladbach (gl). Hat
die schwarz-rote Regierungsko-
alition bei ihren Reformplänen –
etwa bei der Gesetzlichen Kran-
kenversicherung (GKV) – die Be-
lange von Mehrkindfamilien aus-
reichend im Blick? Darüber
sprach „Die Glocke“ mit Dr. Eli-
sabeth Müller, Bundesvorsitzende
des Verbandes kinderreicher Fa-
milien Deutschland. Müller ist
Mutter von sechs Kindern, be-
zeichnet sich als „Familienunter-
nehmerin“ und arbeitet nebenbei
auch noch in einer Apotheke.

„Die Glocke“: Frau Dr. Müller,
die Koalition plant, die beitrags-
freie Mitversicherung nicht be-
rufstätiger Ehepartner in der Ge-

Sie sind die Keimzelle des Staates und unverzichtbar für ein intaktes Gemeinwesen: Familien mit Kindern. Dr. Elisabeth Müller, Vorsitzende des
Verbandes kinderreicher Familien Deutschland, ist überzeugt: „Jeder, der in einer großen Familie aufgewachsen ist, will dieses Modell, dieses
Fundament nicht mehr missen. Große Familien sind einfach etwas Tolles und Nachhaltiges.“ Foto: Imago/Panthermedia

Hintergrund

Der Verband kinderreicher Fa-
milien Deutschland e.V. (KRFD)
vertritt 1,6 Millionen Mehrkindfa-
milien (Familien mit drei oder
mehr Kindern) in Deutschland und
setzt sich in Politik, Wirtschaft und
Medien für ihre Interessen ein. Er
ist politisch und konfessionell un-
gebunden und verfolgt ausschließ-
lich gemeinnützige Zwecke. Der
KRFD entstand aus der privaten
Initiative einiger Mehrkindfamili-
en 2011 in Köln mit dem Ziel, den
Blick auf kinderreiche Familien
positiv zu verändern und große Fa-
milien wieder in Politik und Öf-
fentlichkeit zu bringen. Eltern-
schaft soll in allen Bereichen, ins-
besondere Politik, Wirtschaft, Me-
dien und Gesellschaft, sichtbar ge-
macht, respektiert und geschätzt
werden. Der Verband versteht sich
als Netzwerk von Mehrkindfamili-
en, die sich untereinander unter-
stützen und die Öffentlichkeit für
ihre Anliegen erreichen wollen. Ei-
nes dieser Anliegen ist, dass sich
die Anerkennung für Kinderreiche
unter anderem in der Steuer-, Ren-
ten- und Gesundheitspolitik fair
widerspiegeln sollte. (gl)

An Ehegattensplitting unbedingt festhalten
„Die Glocke“: Sie fordern für Fa-

milien eine Beitragsstaffelung nach
Kinderzahl. Was genau hat es da-
mit auf sich?

Müller: Wir sehen unterschiedli-
che Hebel. Wir setzen uns von einer
Staffelung nach Kinderanzahl bis
hin zur Übernahme der GKV-Kos-
ten für den nicht oder einge-
schränkt erwerbstätigen Elternteil
in kinderreichen Familien ein. Mit
unseren Vorschlägen sind wir mit
den Verantwortlichen in der Politik
im Gespräch und hoffen natürlich,
dass sich da noch was verändert.

„Die Glocke“: In der schwarz-ro-
ten Koalition gibt es konkrete Vor-
schläge, das Ehegattensplitting für
künftige Ehen zu streichen und
durch alternative Systeme (Famili-
ensplitting) zu ersetzen. Wie stehen
Sie zu diesen Überlegungen?

Müller: Eine Abschaffung des

Ehegattensplittings hieße eine
deutliche Steuererhöhung für Fa-
milien, und zwar massiv und in his-
torisch einmaligem Ausmaß! Denn
wenn das Splitting auch im enge-
ren Sinne keine Familienförde-
rung, sondern „nur“ eine faire Be-
steuerung von Ehe als Wirtschafts-
einheit ist, so eröffnet es doch gera-
de den Familien, die drei und mehr
Kinder gemeinsam aufziehen, die
hierfür unverzichtbaren Spielräu-
me: Das Splitting gleicht Einkom-
mensunterschiede innerhalb der
Partnerschaft aus und erkennt un-
sere gemeinsame wirtschaftliche
Verantwortung an. Familien brau-
chen nicht noch mehr Einmi-
schung, noch mehr finanziellen
Druck und eine Politik, die uns das
als „Anreize“ verkaufen will. Wir
fordern deshalb, sich für das Ehe-
gattensplitting einzusetzen und

sinnvolle Instrumente der Famili-
enförderung zu stärken.

„Die Glocke“: Wie blicken Sie
generell auf die schwarz-rote Fami-
lienpolitik? Sehen Sie die Interes-
sen kinderreicher Familien ausrei-
chend berücksichtigt?

Müller: Die kommenden Monate
werden zeigen, welche Ergebnisse
dann tatsächlich auf dem Tisch lie-
gen. Wir verfolgen die politischen
Entwicklungen aufmerksam. Es
gibt durchaus positive Ansätze:
Der Weg, in der Pflegeversicherung
Kinderlose stärker zu belasten,
geht in die richtige Richtung. Auch
das Engagement der Familienmi-
nisterin für das Elterngeld ist ein
wichtiges Signal. Und wir hoffen
sehr, dass diese Logik auch endlich
in der Rentenpolitik Berücksichti-
gung findet; dass Kindererzie-
hungszeiten substanziell angerech-

net werden. Allerdings gibt es noch
viel Luft nach oben.

„Die Glocke“: Wir erleben rück-
läufige Geburtenzahlen. Welche
Rahmenbedingungen sind nötig,
um diesen Trend umzukehren?

Müller: Die Liste dessen, was
kinderreiche Familien brauchen,
ist nicht ganz kurz. Steuerliche Ge-
rechtigkeit, echte Vereinbarkeits-
bedingungen, Wohnungsförderung
– all das muss mitgedacht werden.
Die Mehrfachbelastungen in Mehr-
kindfamilien muss gesehen wer-
den. Familien brauchen eine echte
Wahlfreiheit, wie sie sich selbst
und aus freien Stücken organisie-
ren. Wir brauchen mehr Verläss-
lichkeit, finanzielle Sicherheit und
gesellschaftliche Wertschätzung
für alle, die pflegen oder erziehen.
Kinder dürfen kein Armuts- oder
Karriererisiko sein.

Bundeskanzler Friedrich Merz
(CDU) hat Spekulationen über
seine Ablösung zuletzt scharf zu-
rückgewiesen. Sein Regierungs-
sprecher Stefan Kornelius beton-
te, dass sich der Kanzler ganz auf
den Reformprozess konzentrieren
wolle. Bernd Thissen/dpa

Klette-Urteil

Staatsanwaltschaft
legt Revision ein

Verden (dpa) Das Urteil gegen
die frühere RAF-Terroristin
Daniela Klette vor dem Land-
gericht Verden wird vorerst
nicht rechtskräftig. Nach der
Verteidigung hat auch die
Staatsanwaltschaft Revision
eingelegt, wie ein Sprecher der
Behörde mitteilte. Der Bundes-
gerichtshof (BGH) in Karlsruhe
wird die Entscheidung des
Landgerichts auf Rechtsfehler
überprüfen. Die Staatsanwalt-
schaft will mit ihrem Antrag er-
reichen, dass der Überfall auf
einen Geldtransporter am 6.
Juni 2015 in Stuhr nahe Bremen
als versuchter Mord gewertet
wird. Dem Urteil des Landge-
richts zufolge überfielen Klette
und ihre mutmaßlichen Kom-
plizen Burkhard Garweg und
Ernst-Volker Staub damals den
Transporter. Sie versuchten, an
die Ladung zu gelangen. Mehre-
re Schüsse fielen, der Fahrer des
Wagens hatte Todesangst. Die
Vermummten flohen ohne Beu-
te. Aus Sicht des Gerichts war
die Tat aber kein versuchter
Mord, sondern ein versuchter
bewaffneter Raubüberfall.

16,4 Mrd. Euro

EU will Mittel für
Ungarn freigeben

Brüssel (dpa). Nach dem Re-
gierungswechsel in Ungarn
will die Europäische Kommis-
sion festgesetzte EU-Mittel in
Höhe von bis zu 16,4 Milliar-
den Euro für das Land freige-
ben. Der Großteil des Geldes
solle fließen, wenn von Ungarn
beschlossene Reformen und In-
vestitionen umgesetzt seien,
sagte EU-Kommissionspräsi-
dentin Ursula von der Leyen.
Der neue ungarische Minister-
präsident Peter Magyar und
seine Regierung handelten
schnell und entschlossen, um
Korruption zu bekämpfen und
die Rechtsstaatlichkeit wie-
derherzustellen, begründete
von der Leyen bei einem Be-
such Magyars in Brüssel den
Vorstoß. Es gebe starke Signale
dafür, dass Ungarn einen Neu-
anfang mache.

Antisemitismus

Gutachten meldet
Bedenken an

Berlin (dpa). Der Vorstoß aus
Hessen zur Strafbarkeit der
Leugnung des Existenzrechts
Israels trifft auf große verfas-
sungsrechtliche Bedenken. In ei-
nem Gutachten des wissen-
schaftlichen Diensts des Bun-
destags heißt es, ein derartiger
Eingriff in die Meinungsfreiheit
wäre wahrscheinlich nicht mit
dem Grundgesetz vereinbar. Die
Analyse hatte die Linke in Auf-
trag gegeben. Hessen hatte am 8.
Mai einen Gesetzentwurf in den
Bundesrat eingebracht. Damit
könnten Aufrufe zur Beseiti-
gung Israels oder die Leugnung
des Existenzrechts des Staats
mit bis zu fünf Jahren Haft ge-
ahndet werden. Der Entwurf
nennt als Beispiele die Losung
„From the river to the sea – Pa-
lestine will be free“ (Vom Fluss
(Jordan) bis zum Meer – Palästi-
na wird frei sein) oder Landkar-
ten, auf denen Israel durch einen
palästinensischen Staat ersetzt
ist. Begründet wird das Geset-
zesvorhaben mit dem Kampf ge-
gen Antisemitismus.

Spekulationen über Kanzlertausch

Wüst sagt Merz volle
Unterstützung zu

ler sind auf den Reformprozess
konzentriert. Das ist das Thema,
das im Mittelpunkt der Arbeit
steht. Alle anderen Themen sind
nicht relevant.“

Alle Beteiligten wüssten, dass
wichtige Entscheidungen bevor-
stünden, auf die zielgenau hingear-
beitet werden solle, sagte Korneli-
us. Man sollte sich an der Sache
orientieren und „Nebendebatten
möglichst vorbeirauschen lassen“.

Vertreter von Regierung, Arbeit-
gebern und Gewerkschaften trafen
sich derweil im Kanzleramt zu Ge-
sprächen über die von der Koaliti-
on geplanten Reformen. Dabei
handelte sich um ein Vorgespräch
für den am 10. Juni geplanten Re-
form-Gipfel mit Spitzenvertretern
der Koalition sowie der Sozialpart-
ner. In der Einladung zu diesem
Spitzengespräch am 10. Juni heißt
es, die Themen Wachstum und Be-
schäftigung sollten bei dem Treffen
im Fokus stehen. Die wirtschaftli-
che Lage in Deutschland sei nicht
zufriedenstellend, äußere wie inne-
re Faktoren belasteten Wettbe-
werbsfähigkeit und Wachstums-
aussichten. Es bedürfe mutiger und
entschlossener Reformen.

Berlin/Düsseldorf (dpa). NRW-
Ministerpräsident Hendrik Wüst
(CDU) hat Spekulationen über ei-
nen möglichen Kanzlertausch klar
widersprochen und Friedrich Merz
seine volle Unterstützung zuge-
sagt. „Um es noch einmal ganz klar
zu sagen: Die Spekulationen der
vergangenen Tage sind einfach
Quatsch!“, sagte Wüst. „Ich kann
vor solchen Gerüchten und Perso-
nalspekulationen nur warnen.“

Medien hatten von Gedanken-
spielen innerhalb der Union be-
richtet, ob Merz angesichts der
schwierigen Lage der schwarz-ro-
ten Koalition durch einen anderen
Politiker ersetzt werden könnte.

„Die Herausforderungen in
Deutschland sind groß – nur darum
geht es jetzt“, sagte Wüst weiter.
Merz gehe seine großen Aufgaben
für Deutschland in Europa und der
Welt mit großer Entschlossenheit
an. „Dabei hat er meine volle Un-
terstützung“, unterstrich Wüst.
„Friedrich Merz kann sich auf die
gesamte NRW-CDU bei seiner Ar-
beit verlassen.“

Regierungssprecher Stefan Kor-
nelius sagte in Berlin: „Die Bun-
desregierung und der Bundeskanz-

UN-Bericht löst Ärger in Israel aus

Soldaten sexuelle
Gewalt vorgeworfen

Der Bericht führt die israeli-
schen Sicherheitskräfte auf einer
Liste jener Akteure auf, die glaub-
haft verdächtigt werden, in bewaff-
neten Konflikten systematisch Ver-
gewaltigungen oder andere Formen
sexueller Gewalt begangen zu ha-
ben.

Das israelische Außenministeri-
um sprach von einer „beschämen-
den und absurden“ Entscheidung,
mit der versucht werde, „eine fal-
sche Symmetrie zwischen Israel
und den tatsächlichen sexuellen
Gräueltaten der Hamas herzustel-
len“. Augenzeugen des Hamas-
Massakers am 7. Oktober 2023 in
Israel berichteten unter anderem
von Vergewaltigungen, auch aus Is-
rael entführte Geiseln berichteten
von sexualisierter Gewalt. Die UN
stufte die Vorwürfe als glaubwür-
dig ein.

Dem UN-Bericht zufolge hat der
Einsatz von sexueller Gewalt in
Konflikten weltweit deutlich zuge-
nommen. Das Papier umfasst ins-
gesamt 21 Konfliktregionen und
dokumentiert 9788 Fälle konflikt-
bezogener sexueller Gewalt, was
laut UN eine Verdopplung im Ver-
gleich zum Vorjahr bedeutet.

New York (dpa). Ein Bericht der
Vereinten Nationen erhebt schwere
Anschuldigungen gegen israeli-
schen Soldaten und andere Sicher-
heitskräfte und wirft ihnen sexuel-
le Gewalt gegen Palästinenser vor.
Die Liste der Misshandlungen um-
fasse etwa „Vergewaltigungen,
auch mit Gegenständen, Gruppen-
vergewaltigungen, versuchte Ver-
gewaltigungen, körperliche Gewalt
gegen die Genitalien, gezielte
Schüsse auf die Genitalien“, heißt
es in dem noch unveröffentlichten
Report des UN-Generalsekretärs
António Guterres. Das israelische
Außenministerium sprach von
„haltlosen Anschuldigungen“ ohne
faktische Grundlage.

Die Vereinten Nationen hätten
2025 mehrere Fälle konfliktbezoge-
ner sexueller Gewalt verifiziert,
heißt es in dem Bericht. Betroffen
gewesen seien 14 Männer, 7 Frauen,
9 Jungen und 1 Mädchen aus dem
Gazastreifen und dem Westjordan-
land. „Vergewaltigungen und
Gruppenvergewaltigungen, in eini-
gen Fällen wiederholt, wurden an
neun Opfern verübt, von denen die
Mehrheit aus dem Gazastreifen
stammte.“

Pressestimme

a „Wenn die Ermittler in dem
Prozess mit ihrer Anklage
recht behalten, dann war es ein
handfester Skandal, der sich
da abspielte. Ausgerechnet an
dieser wichtigen Stelle soll bei
den beiden Männern eine ,,Er-
innerungslücke‘ aufgetreten
sein. Käme es zu einer Verur-
teilung, würde sich der Fall in
die lange, unselige Geschichte
der vorgeschobenen Erinne-
rungslücken in der deutschen
Politik einreihen. Aber bis zu
einem Urteil gilt die Un-
schuldsvermutung (...). Das ist
übrigens kein Promi-Bonus für
einen Ex-Minister, sondern das
Recht eines jeden Menschen,
gegen den ermittelt wird.“

„Nürnberger Nachrichten“
zur Anklage gegen Ex-Ver-
kehrsminister Scheuer (CSU)
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